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1. Einleitung 

Dieses Dokument fasst Erkenntnisse aus Gesprächen mit Wasserbehörden in Deutschland 

zum Thema nachhaltiges Grundwassermanagement zusammen, die im Rahmen des 

Projektes StressRes stattfanden. Im Fokus stehen Herausforderungen, Spannungsfelder und 

Handlungsstrategien, die zu der Priorisierungs- und Genehmigungspraxis der 

Grundwasserentnahme bestehen. Unter Priorisierungs- und Genehmigungspraxis wird dabei 

verstanden, wie Behörden Anträge auf Grundwasserentnahme bewerten, gegeneinander 

abwägen und entscheiden, welche Nutzungen zugelassen, eingeschränkt oder abgelehnt 

werden. Ziel ist es, die Bandbreite der in der Praxis angewandten Umgangsweisen sichtbar zu 

machen – insbesondere vor dem Hintergrund knapper werdender Wasserressourcen, 

unsicherer Datenlagen und begrenzter personeller Kapazitäten. Die Rahmenbedingungen vor 

Ort variieren stark, zum Beispiel in Bezug auf hydrogeologische Gegebenheiten, 

Nutzungsstrukturen, rechtliche Ausgestaltungen und politische Kontexte. Oftmals existieren 

zudem Themen, die lokal sehr relevant sind, in anderen Regionen jedoch überhaupt keine 

Rolle spielen (beispielsweise Salzwasserintrusion, Geothermie, Bergbau oder Heilquellen). 

Insgesamt wird deutlich, dass Behörden unter diesen Bedingungen teils sehr unterschiedliche 

Strategien verfolgen. Dieses Dokument versucht dennoch, wiederkehrende 

Herausforderungen, Spannungsfelder und erprobte Umgangsweisen zusammenzuführen. 

Die Ergebnisse basieren auf einer explorativen Studie mit insgesamt 22 Gesprächen mit 

Wasserbehörden in Deutschland. Sie sind nicht repräsentativ, erlauben jedoch einen 

fundierten Einblick in zentrale Spannungsfelder der Priorisierungs- und Genehmigungspraxis 

von Wasserbehörden zu der Entnahme von Grundwasser. 
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2. Übersicht: Herausforderungen und Strategien im 
Grundwassermanagement  

Herausforderungen Strategien 

Abschätzung der Auswirkungen 
des Klimawandels  

− Landesweite Grundwassermodelle sowie 
Modelle von Versorgern und 
Forschungseinrichtungen zur Abschätzung des 
Grundwasserdargebots 

− Annahmen sinkender Grundwasserverfügbarkeit 
und stärkeren Schwankungen in der 
Genehmigungspraxis berücksichtigen 

− Bei angenommener sinkender Verfügbarkeit 
restriktivere Genehmigungen und verstärkt 
Nebenbestimmungen 

− Kürzere Laufzeit von Genehmigungen 

Priorisierung von 
Nutzungsansprüchen 

− In ausbilanzierten Grundwasserkörpern keine 
neuen Wasserrechte vergeben  

− Der Trinkwasserversorgung oberste Priorität 
geben 

− Bestehende Rechte gegenüber neuen Anträgen 
schützen 

Private Brunnen − Unterschiedliche Problemeinschätzung (vor allem 
Unterschiede städtischer und ländlicher Raum) 
➢ Dadurch situationsabhängige Strategien: von 

ignorieren bis zu Genehmigungspflicht für 
Privatbrunnen 

Einhaltung genehmigter 
Entnahmemengen 

− Wassermengenzähler einsetzen 

− Entnahmedaten mit Angaben aus 
Wasserentgelten abgleichen 

− Dokumentations- und Meldepflichten einführen 

− Plausibilitätsprüfungen und stichprobenartige 
Kontrollen durchführen 

Ausbilanzierung von 
Grundwasserkörpern 

− Bei Verlängerungen von Rechten prüfen, ob 
genehmigte Mengen ausgeschöpft werden 
➢ Kürzung bei dauerhaftem Minderabruf 

Sensibilisierung der Öffentlichkeit − Problembewusstsein zu dem Thema 
Grundwasser in der Öffentlichkeit und bei 
Nutzenden erhöhen 

− Nutzende frühzeitig beraten und den Dialog 
suchen 

− Transparente Kommunikation, um Akzeptanz für 
Entscheidungen zu erhöhen 

− Generationsübergreifender Ressourcenschutz 

Die Tabelle strukturiert hierbei das Dokument und die folgenden Kapitel gehen detaillierter auf 

die einzelnen Herausforderungen und Strategien ein. 



  
 

  

3. Abschätzung der Auswirkungen des Klimawandels 

Eine der zentralen Unsicherheiten in wasserwirtschaftlichen Entscheidungen liegt in der 

verlässlichen Abschätzung der Auswirkungen des Klimawandels auf das lokale 

Grundwasserdargebot. Nahezu alle befragten Behörden benennen den Klimawandel als 

wesentliche zukünftige Herausforderung. Neben Befürchtungen eines langfristigen, 

kontinuierlichen Absinkens der Grundwasserstände richtet sich der Fokus insbesondere auf 

die zunehmende Häufigkeit und Dauer von Dürreperioden, welche zu stärkeren 

Schwankungen der Grundwasserstände führen. Dabei schätzen die Behörden das zeitliche 

Zusammentreffen von länger anhaltenden Trockenperioden und gleichzeitig steigenden 

Wasserbedarfen als besonders kritisch ein. Dadurch verschärfen sich Nutzungskonkurrenzen 

vor allem in Phasen geringer Grundwasserneubildung. Dies betrifft insbesondere die 

öffentliche Wasserversorgung, die landwirtschaftliche Beregnung sowie die Industrie.  

Hinsichtlich dem Wissenstand zu hydrogeologischen Verhältnissen (z. B. 

Grundwasserneubildung) zeichnen die Behörden ein differenziertes Bild. Ein Teil der 

Behörden berichtet von einem insgesamt guten Kenntnisstand zu den lokalen 

Grundwasserleitern, den verfügbaren Ressourcen sowie den mittleren 

Grundwasserneubildungsraten. Diese Einschätzungen basieren – abhängig von der jeweiligen 

Region – auf landesweiten Modellierungen und Messstellennetzen sowie teilweise auf höher 

aufgelösten Modellierungen durch Wasserversorgungsunternehmen oder wissenschaftliche 

Projekte. Andere Behörden hingegen bewerten die Datenlage zu den aktuellen 

hydrogeologischen Verhältnissen als deutlich ausbaufähig. Teilweise bestehen selbst 

innerhalb einzelner Landkreise erhebliche Unterschiede im Kenntnisstand, sodass die 

Datengrundlage räumlich stark variiert.  

Noch komplexer ist die Einschätzung der zukünftigen Grundwasserentwicklung. Klimatische 

Projektionen basieren auf unterschiedlichen Modellen und Szenarien, die je nach Auswahl zu 

deutlich abweichenden Ergebnissen führen können. Zudem sind regionale und lokale 

Auswirkungen auf die Grundwasserneubildung nur eingeschränkt auflösbar. Auf lokaler Ebene 

herrscht daher eine große Unsicherheit über die zukünftige Wasserverfügbarkeit. Vor diesem 

Hintergrund operieren viele Behörden unter der Annahme einer tendenziell rückläufigen 

Wasserverfügbarkeit und einer Zunahme von Nutzungskonflikten. Die behördliche 

Genehmigungspraxis berücksichtigt diese Annahme zunehmend, etwa durch die restriktivere 

Behandlung neuer Entnahmeanträge oder durch verschärfte Nebenbestimmungen. Dazu 

zählen insbesondere Anforderungen an den Einsatz wassersparender Technologien in der 

Landwirtschaft, die verpflichtende Installation von Wasserzählern, die Beschränkung der 

Bewässerung auf bestimmte Zeiten sowie die Vergabe kürzerer Genehmigungslaufzeiten. 

Gleichzeitig unterscheiden sich die lokalen Ausgangsbedingungen und erwarteten 



  
 

  

Entwicklungen regional stark. Während in einigen Gebieten bereits heute eine hohe 

Wasserknappheit besteht, gibt es auch Regionen, die mittelfristig keine Limitation der 

Wasserverfügbarkeit antizipieren. Entsprechend verfolgen die Wasserbehörden regional sehr 

unterschiedliche Handlungsansätze. 

4. Priorisierung von Nutzungsansprüchen  

Die Wasserbehörden priorisieren Nutzungsansprüche in der Genehmigungspraxis sehr 

unterschiedlich und richten ihre Entscheidungen stark nach dem jeweiligen Einzelfall sowie 

den lokalen hydrogeologischen Gegebenheiten aus. Entsprechend kommt es nicht in allen 

Regionen regelmäßig zu Nutzungskonflikten, sodass Behörden nicht überall Anträge ablehnen 

oder zwischen konkurrierenden Nutzungen entscheiden müssen. Dort, wo Nutzungskonflikte 

auftreten, lassen sich jedoch drei grundlegende Entscheidungsstrategien identifizieren. Eine 

zentrale Strategie besteht darin, für ausbilanzierte Grundwasserkörper in der Regel keine 

neuen Wasserrechte mehr zu vergeben. In solchen Fällen versuchen viele Behörden, 

potenzielle Antragsteller bereits im Vorfeld darüber zu informieren, dass eine Genehmigung 

nicht in Aussicht gestellt werden kann. Dadurch lässt sich häufig vermeiden, dass formale 

Anträge überhaupt gestellt werden. Die Behörden sehen die Trinkwasserversorgung 

übereinstimmend als Nutzung mit höchster Priorität an. Jenseits der Trinkwasserversorgung 

besteht jedoch häufig keine eindeutige rechtliche Grundlage, welche eine klare Rangfolge 

weiterer Nutzungsansprüche vorgibt. Dies führt zu Unsicherheiten in der Verwaltungspraxis. 

Eine weitere, jedoch nicht flächendeckend angewandte Strategie ist der Schutz bestehender 

Entnahmen. Für viele Behörden gilt der Grundsatz, dass neue Entnahmen nicht genehmigt 

werden, wenn diese bestehende Nutzungen negativ beeinflussen würden. Bestehende 

Wasserrechte werden in diesen Fällen gegenüber neuen Anträgen priorisiert. Dieses 

Vorgehen wird jedoch nicht von allen Behörden einheitlich umgesetzt. Zudem bewerten einige 

Behörden die faktische Priorisierung bestehender Rechte als problematisch oder potenziell 

unfair. Insbesondere in ausbilanzierten Grundwasserkörpern können neue Anträge 

grundsätzlich nicht genehmigt werden – unabhängig davon, ob die beantragte Nutzung als 

gesellschaftlich sinnvoll, effizient oder aus wasserwirtschaftlicher Sicht vertretbar eingeschätzt 

würde. Dadurch entsteht teilweise der Eindruck einer „Verfestigung“ historischer 

Verteilungsentscheidungen, bei der frühere Genehmigungen langfristig den 

Handlungsspielraum für neue Nutzungen begrenzen. Gleichzeitig wird betont, dass eine 

nachträgliche Anpassung oder Reduktion bestehender Rechte rechtlich und administrativ 

komplex ist und häufig mit erheblichem Begründungsaufwand verbunden wäre. In der Praxis 

führt dies dazu, dass die Priorisierung bestehender Rechte zwar Stabilität schafft, zugleich 

aber Fragen nach Flexibilität und langfristiger Steuerungsfähigkeit aufwirft. 



  
 

  

Viele Behörden wünschen sich im Umgang mit Priorisierungsfragen weitergehende fachliche, 

politische und rechtliche Unterstützung. Die Entscheidungsfindung beschreiben sie als 

politisch sensibel und juristisch anspruchsvoll. Gleichzeitig wird Frustration darüber geäußert, 

dass Priorisierungsentscheidungen teilweise ohne klare Leitlinien getroffen werden müssen 

und damit als „hemdsärmelig“ empfunden werden. Besonders deutlich wird diese Unsicherheit 

in Grenzfragen der Genehmigungspraxis, etwa in Situationen, in denen Anträge bereits heute 

mit Blick auf eine künftig erwartete Einschränkung der Wasserverfügbarkeit entschieden 

werden. Ebenso kamen Diskussionen auf, inwieweit die wirtschaftliche Bedeutung einzelner 

Unternehmen für eine Region gegenüber potenziellen negativen Auswirkungen auf den 

Grundwasserhaushalt abzuwägen ist. Diese Abwägungen stehen im Spannungsfeld zu einem 

eher formalen Ansatz, bei dem Wasserrechte grundsätzlich genehmigt werden, solange 

Wasser verfügbar ist, und erst bei ausbilanzierten Verhältnissen bestehende Rechte priorisiert 

und neue Anträge dadurch abgelehnt werden. Teilweise existieren auf Landesebene 

unterstützende Regelwerke und Orientierungshilfen zur Priorisierung von 

Nutzungsansprüchen – zum Beispiel wird in Sachsen in diesem Zusammenhang der 

Grundwassererlass als relevante Leitlinie genannt. 

5. Private Brunnen 

Nahezu alle befragten Behörden haben nur begrenzt Informationen über Wasserentnahmen 

aus privaten Brunnen, da diese normalerweise nicht genehmigungspflichtig sind. Viele 

Anzeigepflichten wurden zudem erst spät eingeführt, sodass weder Existenz noch 

Entnahmemengen belastbar erfasst sind. Die Verwaltungspraxis berücksichtigt daher private 

Brunnen häufig weder in der Ausbilanzierung der Grundwasserkörper noch in 

Genehmigungsentscheidungen systematisch. Einige Landkreise schätzen die Entnahmen 

aufgrund der geringen Mengen als vernachlässigbar für den Wasserhaushalt ein. Andere 

Behörden bewerten private Brunnen hingegen als potenziell relevant, haben aber bislang 

keine geeigneten Instrumente, um deren Anzahl und Gesamtentnahmemengen belastbar zu 

quantifizieren. Eine interviewte Behörde entschied, die Nutzung von Brunnen 

genehmigungspflichtig zu machen. Dies begründete sie damit, dass einzelne Brunnen für sich 

genommen kaum relevant seien, ihre kumulative Wirkung jedoch den Grundwasserhaushalt 

beeinflussen könne. Eine andere Behörde erlaubt im eigenen Landkreis nur 

Handschwenkpumpen, mit der Begründung, dass diese nicht zu relevanten Entnahmemengen 

führen. Die Problematik ist tendenziell in städtischen Kreisen relevanter als in ländlichen 

Regionen. 



  
 

  

6. Kontrolle der Einhaltung genehmigter Entnahmemengen 

Auch bei der Frage, inwieweit genehmigte Entnahmemengen tatsächlich eingehalten werden, 

ergibt sich ein sehr heterogenes Bild. Einige Behörden sehen ihre Kontrollmöglichkeiten als 

vergleichsweise gut an, da sie eine Kombination aus verpflichtenden Wasserzählern und dem 

Abgleich mit den Daten für Wasserentgelte nutzen. In anderen Landkreisen sind Wasserzähler 

nicht durchgängig installiert. Zwar achten die Behörden bei neueren Genehmigungen 

zunehmend auf den Einbau von Wasserzählern, bei älteren Wasserrechten fehlen 

entsprechende Vorgaben jedoch häufig. Auch bei verpflichtenden Wasserzählern müssen 

Behörden in der Praxis oft den gemeldeten Werten vertrauen. Kontrollmöglichkeiten sind 

(unter anderem aufgrund fehlender Kapazitäten) begrenzt, und es bestehen Unsicherheiten 

hinsichtlich möglicher technischer Manipulationen oder Umgehungen der Messtechnik. 

Darüber hinaus wird betont, dass es nicht ausschließlich um Überschreitungen genehmigter 

Entnahmemengen geht. Teilweise entnehmen die Nutzenden auch deutlich geringere Mengen 

als genehmigt, insbesondere bei älteren Rechten mit hohen Bewilligungen. In solchen Fällen 

befürchten die Nutzenden teils, dass eine Offenlegung der tatsächlichen Entnahmen zu einer 

Kürzung bestehender Rechte führen könnte. Einige Behörden führen stichprobenartige 

Kontrollen durch, um die Einhaltung der Entnahmebestimmungen zu überprüfen. Dabei 

weisen sie jedoch häufig auf begrenzte personelle Ressourcen als limitierenden Faktor hin. 

Insgesamt schätzen die Behörden die Relevanz des Themas sehr unterschiedlich ein – von 

kaum relevant bis hin zu einem zentralen Problemfeld. 

7. Ausbilanzierung der Grundwasserkörper – Überbevorratung von 
Rechten 

Die Ausbilanzierung der Grundwasserkörper im Rahmen der Wasserrahmenrichtlinie spielt 

eine zentrale Rolle in Genehmigungsverfahren. In ausbilanzierten Grundwasserkörpern 

vergeben die Behörden in der Regel keine neuen Wasserrechte mehr. Gleichzeitig bestehen 

erhebliche Unsicherheiten über die Aussagekraft dieser Bilanzierungen, wobei die sogenannte 

‚Überbevorratung‘ ein zentrales Problem ist. Die Bilanzierung basiert in der Regel auf 

genehmigten Rechten und nicht auf tatsächlich entnommenen Wassermengen. Dadurch stellt 

sich die Frage, inwieweit die formale (‚on paper‘) Ausbilanzierung die tatsächliche 

Nutzungssituation realistisch abbildet. Einige Behörden versuchen, diesem Problem aktiv zu 

begegnen, indem sie bestehende Rechte anpassen, wenn genehmigte Mengen dauerhaft 

nicht in Anspruch genommen werden. Auf diese Weise können rechnerisch freigesetzte 

Wassermengen für neue Genehmigungen verfügbar gemacht werden. Häufig erfolgt eine 

solche Überprüfung auch im Zuge von Neubeantragungen ausgelaufener Rechte. Teilweise 

können Grundwasserkörper in kleinere Teilräume untergliedert, da die Auslastung innerhalb 



  
 

  

eines Grundwasserkörpers räumlich sehr unterschiedlich sein kann. Dadurch, so 

argumentierte eine Behörde, könnten noch weitere Wasserrechtegenehmigt werden.  

8. Sensibilisierung der Öffentlichkeit  

Viele Behörden verstehen ihre Rolle nicht ausschließlich als Genehmigungsinstanz, sondern 

auch als aktive Akteure in der Sensibilisierung der Öffentlichkeit und der Nutzenden. Ein 

zentrales Anliegen ist es, das Problembewusstsein für die Bedeutung, Begrenztheit und 

Schutzbedürftigkeit der Grundwasserressourcen zu stärken. Dazu suchen die Behörden 

frühzeitig den Dialog mit Nutzenden und bieten Beratung bereits im Rahmen von Neuanträgen 

sowie bei konkreten Nutzungssituationen, etwa bei Bewässerungsfragen während 

Hitzeperioden, an. Auch im Austausch mit Bürgerinnen und Bürgern oder bei 

kommunalpolitischen Veranstaltungen, beispielsweise in Gemeinderäten, wird dieser Dialog 

aktiv geführt. Ein weiterer Schwerpunkt liegt auf einer transparenten Kommunikation 

behördlicher Entscheidungen und fachlicher Bewertungen. Ziel ist es, Entscheidungsprozesse 

nachvollziehbar zu machen und die Akzeptanz von Maßnahmen zum Grundwasserschutz zu 

erhöhen. Mehrere Behörden betonen zudem die Verantwortung gegenüber zukünftigen 

Generationen. Sie verstehen den Grundwasserschutz als generationsübergreifende Aufgabe 

und sehen es als Teil ihres Auftrags, die langfristige Sicherung der Ressource nachhaltig zu 

gewährleisten. 

9. Fazit 

Die wasserwirtschaftliche Genehmigungspraxis ist in hohem Maße von strukturellen 

Unsicherheiten geprägt. Diese Unsicherheiten entstehen zunächst durch die schwer 

abschätzbaren Auswirkungen des Klimawandels auf das lokale Grundwasserdargebot. Hinzu 

kommen Unsicherheiten bei der Priorisierung konkurrierender Nutzungsansprüche, 

unvollständige Daten zu privaten Brunnen, die Einhaltung genehmigter Entnahmemengen 

sowie die formale Ausbilanzierung von Grundwasserkörpern auf Basis genehmigter statt 

tatsächlich genutzter Mengen. Behörden sind damit häufig gezwungen, Entscheidungen unter 

Bedingungen zu treffen, in denen sie sowohl die aktuelle Nutzung als auch die zukünftige 

Verfügbarkeit nur eingeschränkt abschätzen können. Gleichzeitig fehlt es jenseits der klar 

priorisierten Trinkwasserversorgung oftmals an eindeutigen rechtlichen und politischen 

Leitlinien für die Priorisierung konkurrierender Nutzungsansprüche. Dies führt dazu, dass 

Entscheidungen normalerweise einzelfallbezogen, vorsorglich und teilweise informell getroffen 

werden. In Reaktion auf diese Unsicherheiten lässt sich eine zunehmende Tendenz zu 

vorsorglichen Strategien im Verwaltungshandeln beobachten. Dazu zählen restriktivere 

Genehmigungspraxen in ausbilanzierten Grundwasserkörpern, kürzere Laufzeiten neuer 

Wasserrechte, strengere Nebenbestimmungen sowie verstärkte Anforderungen an Mess- und 



  
 

  

Kontrollinstrumente. Gleichzeitig übernehmen viele Behörden eine aktive Rolle in der 

Sensibilisierung zu Grundwasserschutz bei Nutzenden und der Öffentlichkeit. Insgesamt zeigt 

sich ein Spannungsfeld zwischen formalen, rechtlich definierten Verfahren und der praktischen 

Notwendigkeit, unter unsicheren und sich verändernden Rahmenbedingungen handlungsfähig 

zu bleiben. Viele Behörden betonen ausdrücklich, dass sie klarere rechtliche Leitplanken, 

belastbarere Datengrundlagen und stärkere Orientierung im Umgang mit Unsicherheiten 

benötigen. In diesem Zusammenhang wird auch diskutiert, ob die Vergabe von Wasserrechten 

stärker in regionalplanerische Verfahren eingebunden werden sollte. So wird beispielsweise 

angeregt, wasserwirtschaftliche Aspekte, insbesondere die langfristige Wasserverfügbarkeit, 

bereits bei der Planung und Ansiedlung von Unternehmen systematischer zu berücksichtigen. 

Auf diese Weise könnten potenzielle Nutzungskonflikte frühzeitig erkannt und 

wasserbezogene Restriktionen in Standortentscheidungen integriert werden. 


